
WINTER-LUTZINS

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Kammer)
2. Mai 1990*

In der Rechtssache C-293/88

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Raad van
Beroep Amsterdam in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit

E. M. Winter-Lutzins, wohnhaft in Minden, Bundesrepublik Deutschland,

gegen

Bestuur van de Sociale Verzekeringsbank, mit Sitz in Amsterdam (Niederlande),

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 10
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstän­
dige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab­
wandern, in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2.
Juni 1983 (ABl. L 230, S. 6), insbesondere ihres Anhangs VI Abschnitt „Nieder­
lande" Nr. 2 Buchstaben a und f

erläßt

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten F. A. Schockweiler, der Richter
G. F. Mancini und T. F. O'Higgins

Generalanwalt: M. Darmon
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat

* Verfahrenssprache: Niederländisch.
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Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben:

— die Sociale Verzekeringsbank, Beklagte des Ausgangsverfahrens, vertreten
durch Rechtsanwälte B. H. ter Kuile, Den Haag, und E. H. Pijnacker Hor­
dijk, Brüssel,

— die Regierung des Königreichs der Niederlande, vertreten durch H. J. Heine­
mann, stellvertretender Generalsekretär im Ministerium für Auswärtige Angele­
genheiten, als Bevollmächtigten,

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren
Rechtsberater R. D. Gouloussis und durch B. J. Drijber, Juristischer Dienst
der Kommission, als Bevollmächtigte,

aufgrund des Sitzungsberichts,

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Sociale Verzekeringsbank, ver­
treten durch Rechtsanwalt E. H. Pijnacker Hordijk, der Regierung des König­
reichs der Niederlande, vertreten durch J. W. De Zwaan, sowie der Kommission,
vertreten durch B. J. Drijber, in der Sitzung vom 9. November 1989,

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 7. Fe­
bruar 1990,

folgendes

Urteil

1 Der Raad van Beroep Amsterdam hat mit Beschluß vom 17. August 1988, beim
Gerichtshof eingegangen am 7. Oktober 1988, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag
eine Frage nach der Auslegung des Artikels 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozia­
len Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige,
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der Fassung der Verord­
nung (EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 (ABl. L 230, S. 6), insbe­
sondere ihres Anhangs VI Abschnitt „Niederlande" Nr. 2 Buchstaben a und f, zur
Vorabentscheidung vorgelegt.
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2 Diese Frage stellt sich in einem vor dem genannten Gericht anhängigen Rechts­
streit zwischen der deutschen Staatsangehörigen E. M. Winter-Lutzins und dem
Vorstand der Sociale Verzekeringsbank (im folgenden: SVB) wegen der Anwen­
dung der Algemene Ouderdomswet (niederländisches Gesetz über die allgemeine
Altersversicherung, im folgenden: AOW) bei der Berechnung der Frau Winter-
Lutzins zustehenden Altersrente.

3 Die AOW führte eine allgemeine Regelung der Altersversicherung ein, der alle in
den Niederlanden wohnhaften Personen angeschlossen sind. Die Höhe der Alters­
rente hängt von der Anzahl der Versicherungsjahre ab, die zwischen dem 15. und
dem 65. Lebensjahr zurückgelegt wurden. Die AOW enthält eine Übergangsrege­
lung, die es unter bestimmten Voraussetzungen gestattet, Jahre zwischen dem 15.
Lebensjahr des Versicherten und dem 1. Januar 1957, dem Tag des Inkrafttretens
des Gesetzes, den Versicherungsjahren nach der AOW gleichzustellen (im folgen­
den: Übergangsregelung). Ohne diese Übergangsregelung hätte niemand vor dem
Jahr 2007 eine AOW-Rente zum vollen Satz von 100 % verlangen können, da die
Rente 2 % eines Mindestlohns je Versicherungsjahr ausmacht.

4 Zu den Voraussetzungen für diese Gleichstellung gehört gemäß Artikel 55 Absatz
1 AOW, daß der Versicherte nach seinem 59. Lebensjahr sechs Jahre mit oder
ohne Unterbrechung in den Niederlanden gewohnt hat (im folgenden 6-Jahres-
Wohnerfordernis), sowie gemäß Artikel 56 Nr. 6 AOW, daß der Versicherte nach
seinem 65. Lebensjahr in den Niederlanden wohnt (im folgenden: aktuelles Wohn­
erfordernis).

5 Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 bestimmt:

„Die Geldleistungen bei ... Alter ..., auf die nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten Anspruch erworben worden ist, dürfen, sofern in dieser
Verordnung nichts anderes bestimmt ist, nicht deshalb gekürzt ... werden, weil der
Berechtigte im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates wohnt, in dessen
Gebiet der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat."
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6 Die Verordnung Nr. 1408/71 enthält in ihrem Anhang VI Abschnitt „Nieder­
lande" Nr. 2 Buchstaben a und f (im folgenden: Anhang VI) folgende Bestim­
mungen über die Anwendung der niederländischen Rechtsvorschriften über die all­
gemeine Altersversicherung:

„a) Als nach den niederländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine Alters­
versicherung zurückgelegte Versicherungszeiten gelten auch die Zeiten vor
dem 1. Januar 1957, in denen der Berechtigte, der die Bedingungen, unter
denen diese Zeiten den Versicherungszeiten gleichgestellt werden können,
nicht erfüllt, nach dem 15. Lebensjahr im Gebiet der Niederlande gewohnt hat
oder in denen er in den Niederlanden eine entlohnte Tätigkeit im Dienst eines
in diesem Mitgliedstaat ansässigen Arbeitgebers ausgeübt hat, während er im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnte.

f) Zeiten nach den Buchstaben a und c werden bei der Berechnung der Alters­
rente nur berücksichtigt, wenn der Versicherte nach Vollendung des 59. Le­
bensjahres sechs Jahre im Gebiet eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitglied­
staaten gewohnt hat und solange er im Gebiet eines dieser Mitgliedstaaten
wohnt."

7 Aus dem Vorlagebeschluß ergibt sich, daß die am 15. Februar 1922 in Deutschland
geborene Frau Winter-Lutzins in den Niederlanden vom 1. Januar 1966 bis zum
30. November 1983 mit ihrem Ehemann wohnte und von 1973 bis 1980 eine ent­
lohnte Tätigkeit ausübte; ab 1980 erhielt sie eine Leistung bei Arbeitsunfähigkeit
aufgrund der Wet op de Arbeidsongeschiktheidsverzekering (Gesetz über die Ar­
beitsunfähigkeitsversicherung). Vom 1. Dezember 1983 an wohnte Frau Winter-
Lutzins wieder in der Bundesrepublik Deutschland. Mit Vollendung ihres 65. Le­
bensjahres erlangte sie Anspruch auf eine Altersrente nach der AOW.

8 Bei Berechnung dieser Rente nahm die SVB entsprechend den 26 nichtversicherten
Jahren vom 15. Februar 1937 (15. Geburtstag von Frau Winter-Lutzins) bis zum
1. Januar 1966 (als die Eheleute Winter-Lutzins in die Niederlande zogen) eine
Kürzung von 56 % mit der Begründung vor, daß Frau Winter-Lutzins nicht das
aktuelle Wohnerfordernis erfülle, das eine Anwendung der Übergangsregelung er­
möglicht hätte.
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9 Der mit der Klage der Frau Winter-Lutzins befaßte Raad van Beroep vertrat die
Auffassung, nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes sei Artikel 10 Absatz 1
der Verordnung Nr. 1408/71 zu entnehmen, daß der Anspruch auf die Über­
gangsvergünstigungen dem Versicherten nicht einfach deshalb abgesprochen wer­
den dürfe, weil dieser an seinem 65. Geburtstag nicht in den Niederlanden ge­
wohnt habe. Nach Auffassung des vorlegenden Gerichts regelt der Anhang VI
zwar Sonderfälle der Anwendung der Verordnung Nr. 1408/71 auf die niederlän­
dischen Rechtsvorschriften über die allgemeine Altersversicherung, enthält jedoch
lediglich Bestimmungen, auf deren Grundlage Zeiten vor dem 1. Januar 1957 als
Versicherungszeiten für diejenigen Versicherten behandelt werden könnten, die
die Voraussetzungen der Artikel 55 und 56 AOW für die Übergangsvergünstigun¬
gen nicht erfüllten.

10 Der Raad van Beroep Amsterdam hat daher dem Gerichtshof folgende Frage zur
Vorabentscheidung vorgelegt:

„Ist Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 so auszulegen, daß
eine nationale Vorschrift mit ihm unvereinbar ist, wonach der Anspruch auf die
Übergangsvergünstigungen aufgrund nationaler Rechtsvorschriften dem Betroffe­
nen allein deswegen abgesprochen werden kann, weil er nicht im Gebiet des Staa­
tes wohnt, in dem der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat, betrachtet
man auch die Tatsache, daß in Anhang VI der Verordnung für Personen, die be­
stimmte Voraussetzungen erfüllen, eine besondere Regelung über die Berücksichti­
gung von Zeiten vor dem 1. Januar 1957 als Versicherungszeiten aufgenommen
worden ist?"

11 Wegen weiterer Einzelheiten des rechtlichen Rahmens und des Sachverhalts des
Ausgangsverfahrens, des Verfahrensablaufs sowie der beim Gerichtshof eingereich­
ten schriftlichen Erklärungen wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akten­
inhalt wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Ur­
teils dies erfordert.

12 Zunächst ist festzustellen, daß die Bestimmungen des Anhangs VI der Verordnung
Nr. 1408/71, die speziell im Hinblick auf die Vorschriften der AOW abgefaßt
wurden und deren Ergänzung dienen, unter Berücksichtigung des Systems und der
Vorschriften des nationalen Rechts betrachtet werden müssen. Im System der
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AOW sind Zeiten vor dem 1. Januar 1957, für die nach den Artikeln 55 und 56
AOW eine Altersrente gewährt wird, keine wirklichen Versicherungszeiten, da der
Versicherte hierfür keine Beitragsleistung schuldet. Das Wohnen ist das einzige
anspruchsbegründende Merkmal der Versicherung.

1 3 Ferner ist auf das Urteil vom 25. Februar 1986 in der Rechtssache 284/84 (Spruyt,
Slg. 1986, 685) hinzuweisen, in dem der Gerichtshof ausgeführt hat, daß die auf­
grund von Artikel 51 EWG-Vertrag ergangenen Vorschriften der Verordnung
Nr. 1408/71 und insbesondere die des Anhangs VI im Lichte des Zwecks dieses
Artikels auszulegen sind; dieser besteht in der Herstellung größtmöglicher Freizü­
gigkeit der Arbeitnehmer, die eine der Grundlagen der Gemeinschaft darstellt.

1 4 Artikel 51 verpflichtet nämlich den Rat, die auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit
für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen Maßnahmen
zu beschließen, namentlich durch Vorkehrungen für die Zahlung der Leistungen
an Personen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen. Der Zweck
der Artikel 48 bis 51 würde verfehlt, wenn die Arbeitnehmer, die von ihrem Recht
auf Freizügigkeit Gebrauch gemacht haben, Vergünstigungen der sozialen Sicher­
heit verlören, die ihnen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats sichern.

15 So soll Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 über die Aufhebung der
Wohnortklauseln das Recht des Betroffenen darauf sichern, Leistungen der sozia­
len Sicherheit auch nach dem Umzug in einen anderen Mitgliedstaat zu erhalten,
und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer dadurch fördern, daß die Betroffenen vor
den Nachteilen geschützt werden, die sich aus der Verlegung ihres Wohnortes von
einem Mitgliedstaat in einen anderen ergeben könnten. Wie der Gerichtshof be­
reits in seinem Urteil vom 7. November 1973 in der Rechtssache 51/73 (Smieja,
Slg. 1973, 1213) festgestellt hat, erfordert diese Zielsetzung, daß der Schutz auch
eine Vergünstigung erfaßt, die, obgleich sie in einer Sonderregelung wie der Über­
gangsregelung der AOW getroffen ist, auf eine Erhöhung des Rentenbetrags hin­
ausläuft, auf den der Berechtigte sonst Anspruch hätte.

16 Die Durchführung dieses Grundsatzes bei der Anwendung der niederländischen
Rechtsvorschriften über die allgemeine Altersversicherung wird durch den Anhang
VI Abschnitt „Niederlande" Nr. 2 der Verordnung Nr. 1408/71 im einzelnen ge-
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regelt. Die Regel des Artikels 10, wonach Wohnortklauseln unanwendbar sind,
kann nämlich auf ein System der allgemeinen Altersversicherung, bei dem das
Wohnen in den Niederlanden einzige Voraussetzung der Versicherung ist, nicht
uneingeschränkt angewandt werden.

17 Nach Nr. 2 Buchstabe a hängt deshalb bei Personen, die gemäß Buchstabe f nach
Vollendung des 59. Lebensjahres sechs Jahre im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats gewohnt haben, die Berücksichtigung von Zeiten vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes von der zusätzlichen Voraussetzung ab, daß es sich um Zeiten handelt, in
denen der Berechtigte in den Niederlanden gewohnt oder dort eine entlohnte Tä­
tigkeit ausgeübt hat. Solche Zeiten weisen nämlich eine hinreichende Verbindung
zum niederländischen System auf.

18 Die Wirkung von Wohnortklauseln darf nicht dazu führen, das Recht auf Gleich­
stellung von Zeiten vor dem 1. Januar 1957 zu verneinen, in denen der Berechtigte
nach Vollendung des 15. Lebensjahres eine Verbindung zu den Niederlanden auf­
wies. Im übrigen wird die Wirkung von Wohnortklauseln hinsichtlich der Über­
gangsvergünstigungen der AOW durch die Vorschriften des Anhangs VI für zuläs­
sig erklärt, die den Anwendungsbereich des Artikels 10 insoweit einschränken.

19 Bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 nach Maß­
gabe der im Anhang VI geregelten Modalitäten kann daher Personen, die nicht
das aktuelle Wohnerfordernis erfüllen und die in der Zeit zwischen ihrem 15. Ge­
burtstag und dem 1. Januar 1957 keine Verbindung zu den Niederlanden aufwie­
sen, das Recht auf Gleichstellung dieses Zeitraums mit Versicherungszeiten nach
der AOW vorenthalten werden.

20 Auf die Frage des Raad van Beroep Amsterdam ist daher zu antworten, daß Arti­
kel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 dahin auszulegen ist, daß eine na­
tionale Vorschrift mit ihm nicht unvereinbar ist, wonach der Anspruch auf die
Übergangsvergünstigungen aufgrund nationaler Rechtsvorschriften dem Betroffe­
nen allein deswegen abgesprochen werden kann, weil er nicht im Gebiet des Staa­
tes wohnt, in dem der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat, betrachtet
man die Tatsache, daß in Anhang VI der Verordnung für Personen, die bestimmte
Voraussetzungen erfüllen, eine besondere Regelung über die Berücksichtigung von
Zeiten vor dem 1. Januar 1957 als Versicherungszeiten aufgenommen worden ist.
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Kosten

21 Die Auslagen der niederländischen Regierung und der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben,
sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Ver­
fahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem bei dem nationalen Gericht
anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung obliegt daher diesem Gericht.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

auf die ihm vom Raad van Beroep Amsterdam durch Beschluß vom 17. August
1988 vorgelegte Frage für Recht erkannt:

Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 ist dahin auszulegen, daß
eine nationale Vorschrift mit ihm nicht unvereinbar ist, wonach der Anspruch auf
die Übergangsvergünstigungen aufgrund nationaler Rechtsvorschriften dem Betrof­
fenen allein deswegen abgesprochen werden kann, weil er nicht im Gebiet des Staa­
tes wohnt, in dem der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat, betrachtet
man die Tatsache, daß in Anhang VI der Verordnung für Personen, die bestimmte
Voraussetzungen erfüllen, eine besondere Regelung über die Berücksichtigung von
Zeiten vor dem 1. Januar 1957 als Versicherungszeiten aufgenommen worden ist.

Schockweiler Mancini O'Higgins

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 2. Mai 1990.

Der Kanzler

J.-G. Giraud

Der Präsident der Zweiten Kammer

F. A. Schockweiler
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